
Länderfinanzen 2022: insgesamt hoher 
Überschuss, teils weiter umfangreicher 
Rückgriff auf Notlagenkredite

Die Finanzen der Länder und ihrer Gemeinden entwickelten sich 2022 sehr günstig. Der Überschuss 

stieg deutlich auf 15 Mrd €. Dabei belasteten Folgen der Corona-​Pandemie und der Energiekrise 

zwar die Budgets. Die Steuereinnahmen wuchsen aber nicht zuletzt aufgrund der Inflation kräftig. 

Die Inflation beeinflusste die Ausgaben dagegen noch in deutlich geringerem Maße.

Im laufenden Jahr verschlechtert sich die Finanzlage der Länder und ihrer Gemeinden. Ein Defizit 

scheint möglich, wobei aber immer noch temporäre Belastungen zu Buche stehen. Insgesamt lässt 

die Grunddynamik bei den Steuereinnahmen nach, und Steuersenkungen führen zu spürbaren 

Ausfällen. Die Ausgaben steigen hingegen deutlich, auch weil sich die Inflation nun stärker nieder­

schlägt. Zudem dürften Mittel abfließen, welche die Länder im Zuge der Krisenbekämpfung zurück­

gelegt haben.

Zwischen den Ländern unterscheidet sich die Finanzlage teilweise stark. Haushaltspolitisch ange­

spannt ist die Lage besonders in Bremen und im Saarland. Beide Länder weisen eine stark über­

durchschnittliche Verschuldung auf. Damit sie ihre außergewöhnlich hohe aktuelle Schuldenlast 

tragen und verringern können, zahlt der Bund umfangreiche Sanierungshilfen. Gleichwohl nutzen 

beide Länder die Ausnahmeklausel der Schuldenbremse, um sich hohe schuldenfinanzierte 

Reserven anzulegen.

Die bislang aufgelaufenen Tilgungspflichten aus Notlagenkrediten streuen sehr stark. Sie beliefen 

sich Ende 2022 in der Spitze auf 3 640 € pro Kopf im Saarland. Demgegenüber hatte Rheinland-​

Pfalz seine Notlagenkredite als erstes Land bereits getilgt. Inzwischen spielt die Pandemie fiskalisch 

keine wesentliche Rolle mehr. Damit wäre es folgerichtig, wenn die Länder Reserven, die aus 

Corona-​Notlagenkrediten gebildet wurden, nicht mehr verausgaben. Dementsprechend wären 

bestehende oder neue strukturelle Herausforderungen innerhalb der regulären Budgetgrenzen zu 

finanzieren. Andernfalls wird die Bindungswirkung der Schuldenbremse erheblich geschwächt. Eine 

bindende und wirksame Schuldenbremse ist jedoch wichtig. Sie schützt vor stark steigenden Zins­

lasten und erhält die Finanzpolitik langfristig handlungsfähig. Das schließt stabilitätsorientierte 

Reformen der Schuldenbremse nicht aus.

Die Länderfinanzen sind nach wie vor wenig transparent und genaue Analysen nur schwer 

möglich. Dies gilt zunächst im Hinblick auf unterschiedliche Vorgaben aus den landesspezifischen 

Schuldenbremsen. Eine stärkere Vereinheitlichung der Regelungen würde Analysen erleichtern und 

auch die haushaltspolitischen Anforderungen der Schuldenbremsen weniger unterschiedlich 

ausfallen lassen. Darüber hinaus liegen wichtige Haushaltsdaten erst spät vor und sind nur ein­

geschränkt vergleichbar. Letzteres gilt in besonderem Maße für die Haushaltsplanungen mit sehr 

unterschiedlichen Datenständen. Auch die zahllosen Sondertöpfe sind kaum mehr zu überblicken. 

Bessere Daten würden es erleichtern, finanzpolitische Handlungsbedarfe frühzeitig zu erkennen. 

Als Mittelpunkt der deutschen Haushaltsüberwachung bleibt der Stabilitätsrat gefordert, hier Fort­

schritte zu erreichen.
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Überblick

Die Länderfinanzen standen im vergangenen 

Jahr sehr gut da. Länder und Gemeinden zu-

sammen wiesen einen hohen und gegenüber 

2021 nochmal gestiegenen Überschuss aus. Der 

erste Teil dieses Berichts beschreibt die Entwick-

lungslinien sowie Unterschiede zwischen einzel-

nen Ländern. Der zweite Teil analysiert Abrech-

nungsergebnisse der landesspezifischen Schul-

denbremsen. Dabei wird betrachtet, welche 

Länder Notlagenkredite aufnahmen. Dem wird 

gegenübergestellt, inwieweit die Finanzergeb-

nisse einen Bedarf dafür anzeigen oder nahe-

legen, dass Reserven aufgebaut wurden. Eine 

Übersicht zu den gemeldeten Reservebeständen 

der Länder ergänzt diese Analyse. Die Schluss-

betrachtungen ordnen die Ergebnisse ein und 

geben einen Ausblick. Der Bericht verdeutlicht 

auch die Schwierigkeiten, vor denen solche 

Analysen nach wie vor stehen: Fehlende oder 

uneinheitliche Daten erschweren es, Entwick-

lungen in durchaus wichtigen Bereichen nach-

zuvollziehen und einzuordnen.

Finanzergebnisse der Länder 
und Gemeinden im Jahr 2022

Insgesamt hoher Überschuss 
durch starke Steuerzuwächse

Die Länder (einschl. ihrer Extrahaushalte und 

Gemeinden) erzielten 2022 unbereinigt einen 

hohen Überschuss von 15 Mrd € (0,4 % des 

Bruttoinlandsprodukts (BIP)).1) Mit Abstand am 

größten war der Überschuss bei den Kernhaus-

halten der Länder (10 Mrd €). Aber auch ihre 

Extrahaushalte und Gemeinden schlossen ag-

gregiert jeweils im Plus ab (siehe nebenstehen-

des Schaubild und Tabelle auf S. 44, Ziffer 1).2)

Das gegenüber 2021 nochmals verbesserte Er-

gebnis basiert auf kräftig gewachsenen Ein-

nahmen (+ 5½ %). Maßgeblich waren die 

Steuern: Im Vorjahresvergleich stiegen die 

Steuereinnahmen von Ländern und Gemeinden 

stark um 9 %. Nicht zuletzt die deutlich gestie-

genen Preise trugen hierzu bei. Hingegen 

dämpften Mindereinnahmen insbesondere aus 

der Energiepreispauschale den Anstieg. Ins-

gesamt lagen die Steuereinnahmen um 37 

Mrd € (1% des BIP) höher, als der Arbeitskreis 

Steuerschätzungen vor der Pandemie (im Herbst 

2019) für 2022 erwartet hatte.

Die Ausgaben stiegen um 4 %. Den größten 

Beitrag zum Anstieg leisteten die gewichtigen 

Kategorien Personal und laufender Sachauf-

wand mit Zuwachsraten von 5% und 6½%. 

Dabei spielte eine Rolle, dass der Personal-

Inhalt und 
Struktur dieses 
Berichts

Länder und 
Gemeinden 
samt Extrahaus­
halten 2022 mit 
einem hohen 
Überschuss

Stark gestiege­
nes Steuerauf­
kommen – nicht 
zuletzt infla­
tionsbedingt

Kräftiger 
Zuwachs bei 
Personal­
ausgaben und 
Sachaufwand

Finanzierungssaldo der Länder

(einschl. Gemeinden)*)

Quelle:  Statistisches  Bundesamt  und  eigene  Berechnungen. 
* Angaben der Finanzstatistik.
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1 Ohne Korrektur des verzerrten saarländischen Ergebnis-
ses, siehe S. 43.
2 Die monatliche Kassenstatistik der Kernhaushalte der 
Länder wies noch einen Überschuss von 14 Mrd € aus (vgl. 
etwa: Deutsche Bundesbank (2023a), S. 74). Diese Statistik 
wird aber bereits um die Jahreswende abgeschlossen. 
Nachfolgende Abschlussbuchungen verschlechterten das 
Ergebnis der Kernhaushalte. Ausschlaggebend war, dass 
einige Länder noch Zuweisungen ihres Kernhaushalts an 
einzelne Extrahaushalte nachbuchten, darunter etwa eine 
Zuweisung von 2 Mrd € in Nordrhein-​Westfalen.
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Aufbereitung der Länderdaten und Datenlücken1)

Um Ergebnisse für die Ländergesamtheit sowie 
die einzelnen Länder darzustellen, bereitet die 
Bundesbank die Kassenstatistik auf:

– Extrahaushalte und Gemeindeebene sind 
einbezogen, damit die Fiskallage vollständig 
und zwischen den Ländern vergleichbar ist. 
Die Daten sind damit nicht mehr verzerrt, 
wenn Länder Aufgaben und Finanzierungs-
lasten zwischen diesen Einheiten verlagern. 
Auch Stadtstaaten und Flächenländer lassen 
sich so besser vergleichen.

– Strukturelle Salden werden berechnet, um 
die Lage grundlegender zu bewerten. Dazu 
werden vom unbereinigten Finanzierungs-
saldo fi nanzielle Transaktionen (z. B. Darle-
hensvergaben), Konjunktureinfl üsse und be-
kannte Einmaleffekte abgezogen. Darüber 
hinaus sind Finanzausgleich und Bundeser-
gänzungszuweisungen periodenge recht zu-
geordnet (gemäß vorläufi ger Abrechnung). 
Konjunkturelle Einfl üsse werden mit dem 
Verfahren der Bundesbank auf Basis ihrer 
Frühjahrs projektion bereinigt.

Schwächen in der Datenbasis

Es verbleiben Schwachpunkte, die die Ver-
gleichbarkeit zwischen den Ländern einschrän-
ken. Insbesondere:

– Der strukturelle Saldo der Ländergesamtheit 
wird zwar um die Einmaleffekte aus Corona- 
und Energiepreis- Maßnahmen bereinigt. 
Diese sind allerdings nicht vollständig den 
einzelnen Ländern zuzuordnen. Insofern 
werden die Salden der einzelnen Länder 
nicht um diese Maßnahmen bereinigt, son-
dern nur teilbereinigt.

– Die Länder verbuchen etwa bundesfi nan-
zierte Corona- Unternehmenshilfen nicht 
einheitlich als laufende Unternehmenstrans-
fers. Einzelne Länder verbuchen sie im lau-
fenden Sachaufwand oder als nicht investive 
Vermögenstransfers. Zudem verändern bun-

desfi nanzierte Hilfen teils den Saldo: Ein-
nahmen und Ausgaben für durchgeleitete 
Bundeshilfen können in einem einzelnen 
Berichtsjahr voneinander abwei chen. Dies 
gilt über die Corona-Unternehmenshilfen 
hinaus. Grund ist die Verbu chungspraxis, die 
zwischen Bund und Ländern nicht abge-
stimmt ist.

– Zahlungen an Unternehmen sind mitunter 
als Eigenkapitaleinlagen verbucht, obwohl 
sie Verluste ausgleichen. Um solche Verlust-
ausgleiche zu beziffern (und defi zitwirksam 
zu erfassen), fehlen Informationen. Das 
strukturelle Ergebnis ist dann zu günstig 
ausge wiesen. Sofern die Länder im Rahmen 
ihrer Schuldenbremsen so vorgehen, ver-
schaffen sie sich Schuldenspielräume.

– Ausgewählte Ausgabenkategorien der ein-
zelnen Länder lassen sich nur einge schränkt 
vergleichen. Zahlungen zwi schen dem Kern-
haushalt und seinen Extrahaushalten sind 
nicht für die einzelnen Kategorien, sondern 
für Aggregate konsolidiert.2)

– Die Daten für das Saarland sind im Berichts-
jahr besonders verzerrt. Hier buchten Extra-
haushalte in der Kassenstatistik Darlehens-
vergaben von 3½ Mrd € an den Kernhaus-
halt. Im Kernhaushalt zeigt die Statistik aber 
keine korrespondierenden Einnahmen. Die 
Statistik konsolidiert (wie üblich) den Kern-
haushalt mit den Extrahaushalten. Dazu 
setzt sie die geleisteten Darlehen der Extra-
haushalte von den empfangenen Darlehen 
des Kernhaushalts ab. In der Folge sind diese 
vermögenswirksamen Einnahmen stark 
negativ. Damit einher gehen sehr niedrige 
Gesamteinnahmen und ein hohes Defi zit.

1 Vgl. ausführlicher: Deutsche Bundesbank (2021a), 
S. 17 f.
2 Vgl. zu weiteren Verzerrungen: Deutsche Bundes-
bank (2022a), S. 17 f.
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bestand beträchtlich wuchs.3) Die hohe Inflation 

dürfte sich im letzten Jahr zumindest bei den 

Personalausgaben erst begrenzt niederge

schlagen haben. So waren die Entgeltanpassun-

gen davon noch weitgehend unbeeinflusst. Die 

pandemiebezogenen Ausgaben sanken deut-

lich. Dies betraf insbesondere die laufenden 

Transfers an Unternehmen. Diese sind für die 

Länder weitgehend ein durchlaufender Posten, 

da der Bund sie maßgeblich trägt.

Der strukturelle Überschuss wird hier auf 47 

Mrd € geschätzt. Er verbesserte sich deutlich 

stärker als der unbereinigte Saldo (vgl. oben 

stehende Tabelle, Ziffern 1 und 8).

a) Den strukturellen Saldo verbesserten gegen-

über dem unbereinigten Kassenergebnis fol-

gende Faktoren, die herausgerechnet werden:

–	 Belastungen durch finanzielle Transaktionen 

von 12 Mrd € (auf der Länderebene vor allem 

die Darlehensvergaben im Saarland4)),

–	 temporäre Lasten aus Maßnahmen infolge 

der Corona-​Pandemie von 13 Mrd € (gemäß 

Gesetzentwürfen und Bundesbank-​Umfra-

gen, vor allem vorübergehende Steuerent-

lastungen und Ausgaben für Corona-​Tests an 

Schulen sowie Kosten von Impfzentren),

–	 temporäre Lasten aus Maßnahmen infolge 

der Energiekrise von 9½ Mrd € (Bundes-

bank-​Schätzung anhand von Gesetzentwür-

fen, vor allem Mindereinnahmen aus der 

Energiepreispauschale).

b) Den strukturellen Saldo verschlechterten 

gegenüber dem unbereinigten Kassenergebnis 

folgende Faktoren, die herausgerechnet werden:

–	 Entlastungen aus einer günstigen Konjunk-

turlage von gut 1½ Mrd € (Bundesbank-​

Schätzung),

–	 Entlastungen aus der nicht periodengerech-

ten Abrechnung des Finanzausgleichs (Bun-

desergänzungszuweisungen) von fast 1 Mrd €.

Allerdings ist die strukturelle Haushaltslage vor-

sichtig zu interpretieren. Sie ist hier insgesamt 

wohl zu günstig ausgewiesen. Dabei sind die 

Einmaleffekte auf die Haushaltsergebnisse 

schwer abzugreifen. Sie könnten überschätzt 

Struktureller 
Überschuss 
übertrifft den 
unbereinigten 
erheblich

Einmaleffekte 
sind schwer 
abzugreifen und 
dürften den 
strukturellen 
Überschuss 
2022 über­
zeichnen

Haushaltskennzahlen der Länder (einschl. Gemeinden) insgesamt

in Mrd €

Position Ziffer 2020 2021 2022

Finanzierungssaldo 1 – 32,2 5,1 15,0
Saldo fi nanzieller Transaktionen 2 –  7,7 – 8,5 – 12,2
Nachlauf Länderfi nanzausgleich 3 0,7 0,4 –  0,8
Korrigierter Saldo 4=1–2+3 – 23,9 14,0 26,4
Konjunkturkomponente 5 –  8,0 0,5 1,7
Sondereffekte 6 –  7,8 – 9,1 – 22,1

Corona-Maßnahmen1) 6a – 14,2 – 9,1 – 12,9
Dabei gegengerechnete entlastende Bundes mittel2) 6b 6,4 – –

Energie-Maßnahmen1) 6c – – –  9,3
Teilbereinigter struktureller Saldo 7=4–5–6b – 22,3 13,5 24,7
Korrigierter struktureller Saldo, bereinigt um temporäre Corona- und  
Energie-Maßnahmen 8=4–5–6 –  8,1 22,5 46,9
Netto-Zinslast 9 10,1 10,2 9,6
Korrigierter struktureller Primär saldo 10=8+9 2,1 32,8 56,4

Quellen: Statistisches Bundesamt, Gesetzestexte und eigene Berechnungen. 1 Ohne fi nanzielle Transaktionen. 2 Bundesmittel zur Kom-
pensation von Gewerbesteuermindereinnahmen der Gemeinden und aus 2019 nachlaufende Konsolidierungshilfen.

Deutsche Bundesbank

3 Das Statistische Bundesamt bezifferte den Zuwachs an 
Personal im gesamten öffentlichen Dienst zur Jahresmitte 
2022 gegenüber Mitte 2021 auf 2,1%. Schlüsselbereiche 
von Ländern und Gemeinden wie Bildung und Kinder-
betreuung verzeichneten noch höhere Zuwächse. Vgl.: 
Statistisches Bundesamt (2023a).
4 Damit belastet die Darlehensvergabe, die in der Finanz-
statistik nicht vollständig verbucht wurde (siehe S. 43), das 
strukturelle Ergebnis nicht.
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sein, weil etwa temporäre Einmaleffekte teils 

nur schwer abgrenzbar sind.

Die günstige strukturelle Lage spiegelt außer-

dem wider, dass die stark gestiegene Inflation 

die Budgets zunächst deutlich entlastete. So 

ließ die Inflation die Steuereinnahmen zügig 

steigen. Sie schlägt sich dagegen langsamer in 

den Ausgaben nieder – etwa in den gewich-

tigen Personalausgaben der Länder. Die Kon-

junkturbereinigung bezieht sich nur auf reale 

Entwicklungen. Inflationseffekte bleiben ent-

halten.

Die geschätzten Konjunktureinflüsse auf die 

Haushaltsergebnisse sind zudem gerade am ak-

tuellen Rand unsicher. Für die Vorjahre wurden 

sie zuletzt revidiert.5) Nach derzeitiger Einschät-

zung waren die konjunkturellen Einflüsse im 

Berichtsjahr 2022 wie auch 2021 gering.

Die einzelnen Länder im 
Vergleich

Länderweise Salden nur teilbereinigt

Dieser Aufsatz weist für die einzelnen Länder 

(einschl. Extrahaushalten und Gemeinden) Kas-

senergebnisse und teilbereinigte Salden aus 

(vgl. detaillierte Tabelle auf S. 62 f.). Diese Werte 

werden in der Regel in Relation zur jeweiligen 

Bevölkerungszahl dargestellt. So sind sie besser 

zwischen den Ländern vergleichbar. Temporäre 

Krisenmaßnahmen lassen sich allerdings nicht 

individuell herausrechnen, da für einige Länder 

keine vollständigen Angaben vorliegen (im Län-

deraggregat sind temporäre Krisenlasten von 

260 € pro Kopf abgezogen). Entsprechend sind 

die tatsächlichen strukturellen Ergebnisse der 

einzelnen Länder günstiger als hier in den teil-

bereinigten Salden ausgewiesen (vgl. S. 43 zur 

Aufbereitung der Länderdaten).

Ländersalden stark unterschiedlich

Unbereinigt meldeten drei Viertel der Länder für 

das Jahr 2022 einen Überschuss. Im Länder-

aggregat lag er bei 180 € pro Kopf (2021: 60 €). 

Die Spannweite zwischen dem höchsten und 

niedrigsten Saldo war mit knapp 5 000 € pro 

Kopf sehr groß. Ausschlaggebend hierfür ist vor 

allem das hohe Defizit im Saarland infolge der 

inkonsistenten Verbuchung einer innerstaat-

lichen Darlehensvergabe (siehe S. 43). Auch der 

sehr hohe Überschuss in Hamburg war einem 

Sondereffekt geschuldet: Hohe Gewinnaus-

schüttungen eines örtlichen Logistikunterneh-

mens steuerten einen beträchtlichen Teil dazu 

bei.6) Ohne das Saarland und Hamburg lagen 

die Ergebnisse der Länder bis zu 920 € pro Kopf 

auseinander.

Der teilbereinigte Überschuss lag im Länder-

aggregat bei 290 € (2021: 160 €). Unter den 

Stadtstaaten hatte erneut Hamburg den höchs-

ten Überschuss. Er war mit 2 000 € pro Kopf 

Hohe Inflation 
lässt Einnahmen 
früher steigen 
als Ausgaben, 
was strukturell 
nur vorüber­
gehend entlastet

Einflüsse realer 
Konjunktur­
schwankungen 
unsicher

Die teilbereinig­
ten Salden der 
einzelnen Län­
der enthalten 
noch temporäre 
Krisenmaß­
nahmen

Unbereinigt: 
drei Viertel der 
Länder mit 
Überschuss

Einflüsse auf den Finanzierungssaldo der 

Länder (einschl. Gemeinden)*)

Quellen:  Bundesministerium der  Finanzen,   Statistisches  Bun-
desamt und eigene Berechnungen. * Angaben der Finanzstatis-
tik. 1 Ermittelt als Restgröße. 2 Gemäß Bundesbank-Schätzung 
vom Juni 2023.
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Insgesamt

5 Im Vorjahresbericht wurde für 2021 noch eine deutliche 
konjunkturelle Belastung der Haushalte geschätzt.
6 Der Sondereffekt könnte überschlägig 400 € pro Kopf 
betragen.
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sehr hoch (2021: 250 €). Den höchsten Über-

schuss der Flächenländer erzielte erneut Rhein-

land-​Pfalz mit 730 € pro Kopf (2021: 500 €). 

Dafür spielten relativ hohe Steuereinnahmen 

eine Rolle, offenbar nicht zuletzt von einem 

Impfstoffhersteller.7) In beiden Ländern trugen 

Sondereinflüsse zur sehr günstigen Position bei 

(Gewinnausschüttung, außergewöhnlich hohe 

Steuereinnahmen). Wie bereits im Vorjahr wies 

Bremen das höchste Pro-​Kopf-​Defizit aus. Der 

Stadtstaat vergrößerte sein teilbereinigtes Defi-

zit deutlich auf 290 € (2021: 150 €). Dies ist 

auch deshalb bemerkenswert, weil Bremen 

Sanierungshilfen des Bundes erhält. Diese ver-

pflichten eigentlich zu Überschüssen für Min-

desttilgungen. 8) In Nordrhein-​Westfalen betrug 

das teilbereinigte Defizit 130 € (2021: Über-

schuss von 70 €). Die Verschlechterung im Vor-

jahresvergleich ist davon getrieben, dass erstens 

Bundesmittel für Corona-​Unternehmenshilfen 

aus 2021 verzögert abflossen. Zweitens kam es 

zu vorübergehenden Lasten bei der Abwicklung 

der Landesbank.

Weiterhin bestehen beträchtliche Differenzen 

bei den Einnahmen pro Kopf. Bei den steuer-

lichen Einnahmen9) belief sich die Spannweite 

unter den Flächenländern auf 780 €. Dabei 

übertraf der Spitzenreiter Hessen (gut 6 200 €) 

den Wert von Schlusslicht Brandenburg um 

14% (siehe auch Tabelle auf S. 62 f., Ziffer 19). 

Der bundesstaatliche Finanzausgleich (einschl. 

der finanzkraftabhängigen Bundesergänzungs-

Teilbereinigt: 
Überschüsse, 
außer in Bremen, 
Nordrhein-
Westfalen und 
Brandenburg

Steuerliche Ein­
nahmen stark 
gestiegen, auch 
nach Finanzaus­
gleich große 
Unterschiede

Finanzierungssalden der einzelnen Länder (einschl. Gemeinden) 2022 *)

Quellen: Bundesministerium der Finanzen, Statistisches Bundesamt und eigene Berechnungen. * Angaben der Finanzstatistik. 1 Finan-
zierungssaldo vermindert um finanzielle Transaktionen, Nachlauf Finanzausgleich und Konjunkturkomponente. Als Einmaleffekte schlu-
gen Corona- und Energie-Maßnahmen zu Buche. Der Umfang ließ sich nicht auf die einzelnen Länder aufteilen. 2 Einwohnergewichte-
ter Mittelwert aller Länder und Gemeinden: Finanzierungssaldo: 178 €; teilbereinigter struktureller Saldo: 294 €.
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teilbereinigter struktureller Saldo1), errechnet aus ...

Baden-Württemberg

Saarland

Sachsen

Bremen

Bayern

Niedersachsen

Sachsen-Anhalt

Nordrhein-Westfalen

Finanzierungssaldo

Thüringen

Rheinland-Pfalz

Hamburg

Schleswig-Holstein

Hessen

Brandenburg

Berlin

Mecklenburg-Vorpommern

Konjunkturkomponente Nachlauf FinanzausgleichFinanztransaktionen

insgesamt 2)

7 Für den teilbereinigten Saldo ist der Finanzausgleich ge-
mäß der nachlaufenden vorläufigen Abrechnung zugeord-
net. Für Rheinland-​Pfalz ist dies besonders bedeutsam. Das 
Land leistete Anfang 2022 für 2021 hohe Zahlungen an die 
Ländergesamtheit. Bereinigt um die Abrechnungsverzöge-
rung erhielt das Land 2022 jedoch Zahlungen aus dem 
Finanzausgleich. Im Ergebnis steuerte die periodengerechte 
Zuordnung der Zahlungen ein gutes Drittel zum Überschuss 
in Rheinland-​Pfalz bei.
8 Das Saarland, das ebenfalls Sanierungshilfen empfängt, 
verzeichnete dagegen einen teilbereinigten Überschuss. 
Und auch ohne die Sanierungshilfen hätte es noch leicht im 
Plus gelegen.
9 Die steuerlichen Einnahmen machten rund 70 % der Ge-
samteinnahmen aus. Sie sind hier für die einzelnen Länder 
periodengerecht erfasst (nach der vorläufigen Abrechnung 
des bundesstaatlichen Finanzausgleichs, aber mit anschlie-
ßendem Einrechnen der vollständigen örtlich vereinnahm-
ten Gemeindesteuern).

Deutsche Bundesbank 
Monatsbericht 
Oktober 2023 
46



zuweisungen) zielt nicht darauf, Unterschiede 

gänzlich zu beseitigen. Zudem haben die Län-

der samt Gemeinden teils unterschiedliche 

Sätze bei der Grunderwerbsteuer beziehungs-

weise Hebesätze bei der Grund- und Gewerbe-

steuer. Hieraus resultierende Einnahmenunter-

schiede soll der Finanzausgleich nicht verrin-

gern. So erklären höhere Hebesätze der Ge-

meindesteuern überschlägig etwa ein Drittel 

des Aufkommensvorsprungs Hessens gegen-

über Brandenburg.

Die Zuweisungen des Bundes waren 2022 mit 

bundesweit 890 € pro Kopf hoch. Gegenüber 

dem Vorjahr gingen sie aber beträchtlich zurück 

(– 140 € pro Kopf, siehe Tabelle auf S. 64 f., Zif-

fer 21). Ausschlaggebend war, dass der Bund 

erheblich weniger Mittel für Corona-​Unterneh-

menstransfers leistete.10) Dieser Rückgang belas-

tet die Länder eigentlich nicht, weil sie die Mittel 

nur weiterleiten. Allerdings geschah dies in Vor-

jahren und auch 2022 teils verzögert. Damit sind 

Saldenwirkungen verbunden (positiv oder nega-

tiv für das Berichtsjahr). Diese scheinen aber 

alles in allem begrenzt.

Auf der Ausgabenseite lassen sich die Länder-

haushalte nur begrenzt vergleichen. Eine Rolle 

spielt, dass die Länder bestimmte Vorgänge 

nicht einheitlich verbuchen. Dies gilt insbeson-

dere für die bundesfinanzierten Corona-​Unter-

nehmenshilfen. So rechnet Nordrhein-​West-

falen sie statt den Zuschüssen an Unternehmen 

großteils dem laufenden Sachaufwand zu (als 

„sonstige Zuschüsse“). Vor allem Bayern und 

Niedersachsen werteten die Hilfen teils als nicht 

investitionsbezogene Vermögenstransfers. 

Sachsen-​Anhalt und das Saarland buchten die 

Ausgaben dagegen als Transfers an Personen. 

Die einheitliche Buchungssystematik von Bund 

und Ländern (Gruppierungsplan) soll eigentlich 

vergleichbare Zahlen gewährleisten. Hand-

lungsbedarf, identische Sachverhalte gleich ein-

zugruppieren, besteht auch nach der Pandemie 

fort (siehe etwa zur Abgrenzung finanzieller 

Transaktionen von Transfers zum Verlustaus-

gleich die Ausführungen auf S. 43).

Unterschiede auch bei Schulden und Zins-
lasten

Die Schulden von Ländern und Gemeinden 

lagen bundesweit bei gut 820 Mrd € oder fast 

9 800 € pro Kopf.11) Den weitaus höchsten Pro-​

Kopf-​Wert hatte Bremen mit fast 34 400 €, ge-

folgt vom Saarland. Der niedrigste Wert stand 

in Sachsen mit gut 2 700 € zu Buche, gefolgt 

von Bayern.

Mit dem hohen Überschuss sanken die Schul-

den im Aggregat um fast 19 Mrd € (zusammen 

mit dem entlastenden Bevölkerungszuwachs: 

fast um 340 € pro Kopf, Tabelle auf S.  64 f., 

Ziffer 23). Rückgänge gab es in fast allen Län-

dern. Besonders deutlich war dies im sehr hoch 

verschuldeten Bremen der Fall (– 19 800 € pro 

Kopf oder – 13 Mrd €). Ausschlaggebend waren 

aber nicht die (tatsächlich gegenläufigen) Bud-

getentwicklungen, sondern Umbewertungen 

von Derivaten im Umfeld des Zinsanstiegs.12) 

Besonders stark wuchsen die Schulden pro Kopf 

dagegen im Saarland (+ 2 500 €). Zwar sanken 

die Schulden gegenüber dem nicht öffentlichen 

Bereich. Der Zuwachs bei Schulden gegenüber 

Bundeszuwei­
sungen weiter­
hin hoch, aber 
beträchtlich 
gesunken wegen 
rückläufiger 
Corona-​Transfers

Vergleichbarkeit 
der Ausgaben­
daten unter den 
Ländern beein­
trächtigt, auch 
wegen unter­
schiedlicher 
Verbuchung

Höchste Schul­
den pro Kopf in 
Bremen und im 
Saarland

Bei hohem Über­
schuss Schulden 
insgesamt 
gesunken

10 Die Corona-​Unternehmenstransfers gingen nach Anga-
ben des Bundes 2022 um 35 Mrd € (rund 400 € pro Kopf) 
auf 13 Mrd € zurück. Teilweise verbuchten Länder die Ein-
nahmen aber zeitversetzt, sodass sich das Muster der Bun-
deszahlen hier etwas abweichend niederschlägt. Dies kann 
auch die Vergleichbarkeit unter den Ländern beeinträch-
tigen.
11 Dargestellt sind die Schulden gemäß der Schuldenstatis-
tik des Statistischen Bundesamtes. Sie umfassen Schulden 
gegenüber dem nicht öffentlichen Bereich (dem Kapital-
markt, hier wie im Folgenden einschl. Kreditmarkt) und dem 
öffentlichen Bereich. Im Gegensatz dazu kann die haus-
haltsrechtliche Abgrenzung auch zahlungsmäßig unge-
nutzte Kreditermächtigungen erfassen. Diese sind dann als 
Reserven verfügbar (als Rücklagen in Kern- oder Extrahaus-
halten). Auf dem Kapitalmarkt wurden aber noch keine 
Mittel aufgenommen.
12 Das Land hält ein hohes Volumen an Zinsderivaten, die 
langfristig Zinskonditionen absichern. Im Verlauf sind die 
Marktzinsen gestiegen. Daher verbesserte sich der Markt-
wert der Derivate gegenüber dem Stand Ende 2021 um fast 
11 Mrd € (genauer: der negative Marktwert sank auf 1½ 
Mrd €). Bremen musste entsprechend weniger Barsicherhei-
ten für die Derivate stellen und konnte die dafür aufgenom-
menen Kredite zurückführen. Vgl. zu den Einflüssen von 
Derivaten auf den Schuldenstand und Abweichungen 
zwischen dem Finanzierungssaldo und der Entwicklung des 
Schuldenstands: Deutsche Bundesbank (2021a), S. 24. Vgl. 
zu den Angaben für Bremen: Bremische Bürgerschaft (2023) 
sowie Bremische Bürgerschaft (2022).

Deutsche Bundesbank 
Monatsbericht 
Oktober 2023 

47



dem öffentlichen Bereich (wie auf S. 43 darge-

legt ohne Einnahmeneffekt) überwog aber er-

heblich. Offenbar wies der Landeshaushalt sei-

nem neuen Transformationsfonds nicht nur 

Haushaltsmittel zu (wie der Bund beim Vor-

finanzieren des Klimafonds), sondern übergab 

zugleich Schuldtitel zu seinen Lasten. Das Saar-

land nahm damit also keine Vorratskredite am 

Kapitalmarkt auf (z. B. um sich günstige Zins-

sätze zu sichern). Etwaige damit verbundene 

Zinsen spielen für die Länderfinanzen insgesamt 

keine Rolle, weil sie innerhalb des Landes flie-

ßen. Die Finanzierung am Kapitalmarkt und die 

damit verbundenen Zinslasten stehen noch aus. 

Dagegen stiegen Sachsen-Anhalts Schulden 

trotz eines Haushaltsüberschusses, weil sich das 

Land günstige Finanzierungsbedingungen am 

Kapitalmarkt sichern wollte.13)

Die Zinswende ist vor allem für Länder mit ver-

gleichsweise hohen Pro-​Kopf-​Schulden und 

schlechter struktureller Haushaltslage bedeut-

sam. Im Jahr 2022 zeigten sich die Zinserhöhun-

gen noch nicht in der Zinsbelastung der Länder-

gesamtheit. Mit den zunehmend erforderlichen 

Refinanzierungen werden die Zinserhöhungen 

jedoch spürbar, soweit nicht niedrigere Zinsen 

über Derivate abgesichert wurden.

Die Durchschnittsverzinsung der Schulden14) 

unterscheidet sich teils stark zwischen den Län-

dern. Zwar können die Länder regelmäßig zu 

recht ähnlichen Konditionen neue Kredite auf-

nehmen. Zinsbindungen, Anteile von Krediten 

aus der Niedrigzinsphase sowie Zinssicherungs-

geschäfte unterscheiden sich aber. Auch Agien 

oder Disagien bei Anleiheemissionen können 

sich auswirken, wenn die Länder diese Effekte 

sofort verbuchen, anstatt sie über die Laufzeit 

zu verteilen.15) Zu den genannten Faktoren lie-

gen allerdings nur teilweise Informationen vor.

Die Durchschnittsverzinsung der Schulden sank 

bundesweit gegenüber dem Vorjahr leicht um 

0,1 Prozentpunkte auf 1,4% (siehe Tabellen auf 

S. 62 f. und S. 64 f., jeweils Ziffer 24). Die höchs-

ten Durchschnittszinsen errechneten sich im 

letzten Jahr erneut für Baden-​Württemberg 

(2,5 %), die niedrigsten wieder für Sachsen 

(0,7 %). In Baden-​Württemberg sanken die 

Durchschnittzinsen besonders stark, weil im 

Vorjahr ein zinssammelnder Titel fällig gewor-

den war.16) Den stärksten Anstieg gab es in 

Niedersachsen (+ 0,3 Prozentpunkte), wozu 

entfallene Agien offenbar erheblich beitrugen. 

Zinswende noch 
nicht in Zins­
belastung 
sichtbar

Sehr unter­
schiedliche 
Durchschnitts­
verzinsung trotz 
ähnlicher Kon­
ditionen für 
neue Kredite

Durchschnitts­
verzinsung 
gesunken

Schulden der einzelnen Länder*)

Quelle:  Statistisches  Bundesamt  und  eigene  Berechnungen. 
* Angaben  der  Finanzstatistik.  Schulden  beim  nicht-öffentli-
chen sowie öffentlichen Bereich (nicht konsolidiert). 1 Einwoh-
nergewichteter Mittelwert aller Länder und Gemeinden (2020: 
9 983€; 2021: 10 095€; 2022: 9 759€).
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13 Vgl.: Statistisches Bundesamt (2023b).
14 Errechnet aus den finanzstatistisch nachgewiesenen 
Zinsausgaben und den Schulden gemäß der Schuldenstatis-
tik zum Ende des Vorjahres.
15 Auch der Bund verteilt die Agien und Disagien nicht über 
die Laufzeit. Vgl.: Deutsche Bundesbank (2021b).
16 Vgl.: Ministerium für Finanzen Baden-​Württemberg 
(2022), S. 30.
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Das damit erzielte Niveau lag aber noch knapp 

unter dem bundesweiten Durchschnitt.

Mitunter stehen den Schulden zinstragende Ak-

tiva gegenüber. Dabei spielen Zinszahlungen 

zwischen Kern- und Extrahaushalten eine Rolle. 

Diese sind teils bedeutsam – wie etwa Zahlun-

gen des Kernhaushalts an die Pensionsvorsor-

getöpfe in Mecklenburg-​Vorpommern. In der 

Finanzstatistik werden die Zinszahlungen 

zwischen Kern- und Extrahaushalten eines Lan-

des nicht konsolidiert. Daher erscheint die Zins-

last zu hoch. Abhilfe bietet der Blick auf die 

Netto-​Zinslasten, bei denen Zinseinnahmen von 

den Zinsausgaben abgesetzt sind. Die höchsten 

Netto-​Zinslasten pro Kopf trugen die Stadtstaa-

ten und das Saarland (siehe Tabelle auf S. 62 f., 

Ziffer 8, sowie das nebenstehende Schaubild). In 

Bremen machten diese gut 12 % der steuerlichen 

Einnahmen aus. Hierzu trugen Zahlungen für De-

rivate und Zinsen für Sicherheiten ausweislich 

des Haushaltsplans des Landes erheblich bei.17) 

In Hamburg und Berlin lag die Relation etwas 

über 3 %, im Saarland etwas über 5%.

Das Saarland und Bremen erhalten Sanierungs-

hilfen vom Bund, um sie angesichts hoher 

Schulden bei der Zinslast zu unterstützen. Um 

die verbleibende Zinslast zu verdeutlichen, wer-

den diese Hilfen abgezogen. So beträgt die 

Quote in Bremen nur noch 4½%. Im Saarland 

ist sie sogar negativ (– 2 %). Die Hilfen an das 

Saarland übersteigen also dessen unkorrigierte 

Netto-​Zinslasten.

Zu den Schuldenbremsen der 
Länder im Jahr 2022

Die Länder haben ihre Schuldenbremsen teils 

sehr unterschiedlich ausgestaltet.18) Daher sind 

ihre jeweiligen Abrechnungen nur eingeschränkt 

vergleichbar. Zudem fehlt eine Vereinbarung, 

zeitnah nach dem Ende eines Jahres die jewei-

ligen Abrechnungen vorzulegen.19) Im Einklang 

mit den Regelungen der Schuldenbremsen der 

Länder bleibt die Gemeindeebene bei den Flä-

chenländern in diesem Bericht im Abschnitt zu 

den Schuldenbremsen ausgeblendet.

Haushaltsaufstellung noch von 
Krisen geprägt

Als die Länder die Haushaltspläne für das Jahr 

2022 aufstellten, war der weitere Verlauf der 

Coronakrise noch unsicher. Die Mehrheit der 

Länder aktivierte in diesem Umfeld (wie der 

Bund) erneut die Ausnahmeklausel ihrer Schul-

denbremsen. Nach Jahresbeginn trat die Ener-

Sehr unter­
schiedliche 
Netto-​Zinslasten, 
wozu auch 
Zinssicherungs­
geschäfte 
beitrugen

Bund unterstützt 
Saarland und 
Bremen dabei, 
Zinslasten zu 
tragen

Schuldenbrem­
sen schwer zu 
überschauen: 
Regelungen sehr 
unterschiedlich

Auch 2022 akti­
vierte Mehrheit 
der Länder Aus­
nahmeklauseln 
ihrer Schulden­
bremsen

Zinsbelastung der einzelnen Länder 

(einschl. Gemeinden) 2022*)

Quelle:  Statistisches  Bundesamt  und  eigene  Berechnungen. 
* Angaben der  Finanzstatistik.  1 Zinsausgaben  abzgl.  Zinsein-
nahmen. 2 Einwohnergewichteter Mittelwert  aller  Länder und 
Gemeinden.
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17 Anders als zahlreiche andere Länder weist Bremen Aus-
gaben für Zinssicherungsgeschäfte separat aus und macht 
seinen Haushalt damit transparenter.
18 Vgl. für eine Übersicht: Deutsche Bundesbank (2021a), 
S. 40 – 42. Eine Änderung hat sich in Sachsen-​Anhalt er-
geben: Dort werden seit 2022 finanzielle Transaktionen aus 
der Schuldenbremse ausgeklammert.
19 Der Stabilitätsrat befasst sich erst in seiner Dezember-
Sitzung mit den Abrechnungen des Vorjahres. Demgegen-
über veröffentlicht der Bund zeitnah Daten: Bereits zum 
1. März des Folgejahres legt er eine vorläufige und zum 
1. September die endgültige Abrechnung vor.
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giekrise im Zuge des russischen Angriffskrieges 

gegen die Ukraine hinzu. Einzelne Länder berie-

fen sich danach auch explizit auf die Energie-

krise, um Notlagenkredite zu bewilligen. An-

dere Länder planten hingegen die Nutzung 

vorhandener Reserven anstelle von Notlagen-

krediten ein (etwa Baden-​Württemberg, Berlin, 

Mecklenburg-​Vorpommern, Rheinland-​Pfalz 

und Thüringen), um ihre Haushalte auszu-

gleichen. Der Haushaltsplan Niedersachsens 

sah sogar bereits einen leichten Überschuss vor, 

um die Vorgaben seiner Schuldenbremse zu 

erfüllen.

Reserven aus Notlagenkrediten 
teils weiter aufgebaut, trotz 
Überschüssen kaum Tilgungen

Einige Länder haben dann im Vollzug ihrer Pla-

nungen für 2022 tatsächlich Notlagenkredite 

aufgenommen. Damit nahmen die ausstehen-

den Notlagenkredite für die Ländergesamtheit 

per saldo um gut 3½ Mrd € zu. Wie dies mit 

dem hohen unbereinigten Überschuss zu ver-

einbaren ist, wird im Folgenden mit einer Über-

schlagsrechnung analysiert (siehe zur Vor-

gehensweise die Ausführungen auf S. 51).

Für die Ländergesamtheit im Jahr 2022 startet 

die Überschlagsrechnung mit dem Finanzie-

rungsüberschuss einschließlich der Extrahaus-

halte von 16 Mrd €. Abgezogen werden davon 

eine hohe Konjunkturentlastung (d. h. positiver 

Konjunktureinfluss) von 9½ Mrd €20) und ein 

Defizit aus finanziellen Transaktionen von gut 1 

Mrd € (jeweils gemäß den Landesangaben). So 

ergibt sich ein den Schuldenbremsen ange-

näherter Überschuss von 7½ Mrd €. Mit diesem 

rechnerischen Spielraum aus dem Jahresergeb-

nis 2022 hätten Notlagenkredite getilgt werden 

können. Tatsächlich nahmen die Länder per 

saldo aber neue Notlagenkredite von gut 3½ 

Mrd € auf. Damit ergibt sich rechnerisch statt 

möglicher Tilgungen von Notlagenkrediten ein 

Rücklagenaufbau von 11 Mrd €. Dieser blieb 

aber deutlich enger begrenzt als in den Vor-

jahren.

Sechs Länder nahmen Notlagenkredite über zu-

sammen 8½ Mrd € auf. Pro-​Kopf-​Spitzenreiter 

ist das Saarland mit neuen Notlagenkrediten 

von gut 3 000 €. Es bildete damit sehr hohe 

Reserven. Denn ein akuter Finanzierungsbedarf, 

der die Aufnahme von Notlagenkrediten be-

gründen könnte, ist nur in sehr begrenztem 

Umfang zu erkennen. Vielmehr finanzierten die 

Mittel im Wesentlichen den neuen Transforma-

tionsfonds vor. Der Stadtstaat Bremen weist mit 

1 500 € pro Kopf die zweithöchste Netto-​Not-

lagenkreditaufnahme aus.21) Zwar ist der struk-

turelle Finanzierungsbedarf beträchtlich, was 

teils auf die einbezogene relativ hohe konjunk-

turelle Entlastung (siehe Tabelle auf S.  53, 

Spalte 3) zurückzuführen ist.22) Dennoch deutet 

die Gegenüberstellung an, dass auch Bremen in 

nennenswertem Umfang Reserven befüllte.23)

Das Saarland und Bremen erhalten umfang-

reiche Sanierungshilfen vom Bund. Ziel ist da-

bei, dass sie ihre hohen Schulden tragen und 

die Vorgaben der Schuldenbremse einhalten 

können. Die Empfängerländer hatten sich ver-

pflichtet, mit einem Fünftel der jährlichen Sanie-

rungshilfen von jeweils 400 Mio € ihren Schul-

denstand zu verringern. Im letzten Jahr nahmen 

sie im Krisenumfeld besonders hohe Notlagen-

kredite auf, um Reserven zu bilden. Der Stabili-

tätsrat sah in Bremen bereits Ende letzten Jahres 

eine drohende Haushaltsnotlage und forderte 

deshalb ein Sanierungsprogramm. Im Frühjahr 

Insgesamt hoher 
Überschuss, per 
saldo aber um 
gut 3½ Mrd € 
gestiegene Not-
lagenkredite

Berechnungen 
der Bundesbank 
zeigen Spiel-
raum zur 
Tilgung, ins-
gesamt über-
wogen aber 
neue Notlagen-
kredite

Saarland und 
Bremen mit 
höchsten Not-
lagenkreditauf-
nahmen – offen-
bar zum guten 
Teil zur Reserve
bildung

Bremen und 
Saarland erhal-
ten Sanierungs-
hilfen und bilden 
besonders hohe 
schuldenfinan-
zierte Reserven 
aus Notlagen-
krediten

20 Die Konjunkturentlastung gemäß Länderangaben ist 
sehr viel höher, als von der Bundesbank eingeschätzt. Denn 
viele Länder werten Steuereinnahmen als konjunkturbe-
dingt, wenn sie von den Erwartungen bei der Haushalts-
planung abweichen (Abweichungen aus Rechtsänderungen 
sind dabei zuvor als nicht konjunkturell abgesetzt). Im Jahr 
2022 übertraf das tatsächliche Steueraufkommen die maß-
geblichen Erwartungen aus der Haushaltsplanung ins-
gesamt beträchtlich.
21 Der auf S. 47 beschriebene Schuldenrückgang im Zu-
sammenhang mit Derivaten wird (wie die Anstiege in frühe-
ren Jahren) nicht in den Haushaltsplänen und -abrechnun-
gen erfasst.
22 Es erscheint zielführend, ein einheitliches Verfahren zur 
Konjunkturbereinigung der Länder zu prüfen. Vgl. hierzu: 
Deutsche Bundesbank (2022a), S. 28 f.
23 Die Angaben Bremens zum Reservebestand zeigten 
allerdings einen geringeren Anstieg der Reserven. Bremen 
finanziert mit Notlagenkrediten letztlich formal Tilgungen 
im Rahmen der Sanierungshilfen. Dies kann die Diskrepanz 
nur teilweise erklären.
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Wie die Bundesbank den Bedarf für Notlagenkredite oder 
den Spielraum für deren Tilgung überschlägig ableitet

Die Bundesbank errechnet für analytische 

Zwecke in einem ersten Schritt den Schul-

denbremsen angenäherte Finanzierungssal-

den der Länder. Die Ergebnisse zeigen über-

schlägig an, inwieweit ein struktureller 

Finanzierungsbedarf über die regulären Ein-

nahmen hinaus bestand.

– Ausgangspunkt der Überschlagsrechnung 

ist der Saldo der Kern- und Extrahaushalte 

der einzelnen Länder (siehe Tabelle auf 

S. 53, Spalte 1). Fast alle Länder stellen 

dagegen bei ihren Schuldenbremsen auf 

die Nettokreditaufnahme ab. Auch blen-

den viele die Salden ihrer Extrahaushalte 

aus. Der Ansatz der Bundesbank weicht 

hiervon ab, um sich der tatsächlichen 

Haushaltslage der Länder anzunähern. 

Diese kann nämlich überdeckt werden, 

wenn Kreditaufnahmen Sondervermögen 

vorfi nanzieren oder letztlich im Kernhaus-

halt Rücklagen befüllen. Der Ausgangs-

punkt der Überschlagsrechnung ist um 

solche Vorgänge bereinigt.1) Um diese 

Funktion zu erfüllen, wurde im Berichts-

jahr auch die Einnahmenkonsolidierung 

im Saarland (vgl. S. 43) korrigiert. Damit 

fi el der Saldo hier um 3½ Mrd € höher 

aus als in der Haushaltsstatistik.

– Zudem wird um konjunkturelle Einfl üsse 

und fi nanzielle Transaktionen bereinigt, 

jeweils gemäß den Länderangaben (siehe 

Tabelle auf S. 53, Spalten 2 und 3). Die 

Bereinigung des Saldos berücksichtigt da-

mit, wie die landesindividuellen Schulden-

bremsen ausgestaltet sind. Damit berech-

net die Bundesbank den Saldo eines Lan-

des einschließlich seiner Extrahaushalte in 

einer der jeweiligen Schuldenbremse an-

genäherten Abgrenzung. Ist dieser Saldo 

negativ, hat das Land einen positiven 

Finanzierungsbedarf (Defi zit).

Der so ermittelte den Schuldenbremsen an-

genäherte Finanzierungsbedarf wird in einem 

zweiten Schritt den gemeldeten Nettoauf-

nahmen von Notlagenkrediten gegenüber-

gestellt (siehe Tabelle auf S. 53, Spalten 4 

und 5). Die Differenz zwischen diesen bei-

den Größen bietet einen Anhaltspunkt da-

für, inwieweit im Berichtsjahr Reserven aus 

Notlagenkrediten gebildet wurden. Füllt ein 

Land etwa Rücklagen im Kernhaushalt auf 

oder fi nanziert Sondervermögen vor, über-

steigt der aufgenommene Notlagenkredit 

den Finanzierungsbedarf. Die Differenz zeigt 

auch an, ob Reserven eingesetzt wurden, 

um Notlagenkredite zu begrenzen oder zu 

tilgen. Dies ist etwa der Fall, wenn der Til-

gungsbetrag den der Schuldenbremse ange-

näherten Überschuss übersteigt.

1 Damit schlagen sich auch Zuführungen an staatliche 
Vorsorgetöpfe für neue Lasten bei der Beamtenver-
sorgung oder aus Bürgschaften nicht in diesem Ergeb-
nis nieder. Solche Zuführungen können Lasten in diesen 
Feldern periodengerecht und damit letztlich aussage-
kräftig abbilden.
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2023 beschloss Bremen zusätzliche umfang-

reiche Notlagenkredite ohne zeitnahen Finanz-

bedarf.

Auch Nordrhein-​Westfalen nahm noch in stär-

kerem Maße Notlagenkredite auf (aufgrund 

seiner Größe fast die Hälfte der bundesweit ver-

zeichneten Aufnahmen). Diese entsprachen 

etwa dem rechnerischen Finanzierungsbedarf. 

Zusätzliche Notlagenkredite in geringem Um-

fang nahmen Sachsen, Hamburg und Bayern 

auf. Für diese drei Länder zeigt die Überschlags-

rechnung hingegen keinen Bedarf, sondern 

vielmehr eine Möglichkeit zu deren Tilgung an.

Trotz aktivierter Ausnahmeklausel tilgten Bran-

denburg und Schleswig-​Holstein in recht hohem 

Umfang Notlagenkredite. Dazu setzten sie ins-

besondere Reserven ein, die sie zuvor aus Not-

lagenkrediten finanziert hatten. Sachsen-​An-

halt, das ebenfalls die Ausnahmeklausel aktiviert 

hatte, tilgte in Höhe der positiven Konjunktur-

komponente Kredite seiner Konjunkturaus-

gleichsrücklage und führte ihr weitere Mittel zu. 

Unter dem Strich baute es zudem Notlagen-

kredite in geringem Umfang ab, indem es Re-

serven auflöste. Diese wurden im Corona-​Son-

dervermögen frei, weil einzelne zuvor geplante 

Maßnahmen entfielen. Auch Baden-​Württem-

berg, Niedersachsen und Thüringen tilgten Not-

lagenkredite. Rechnerisch ermöglichten ihre 

Haushaltsabschlüsse Tilgungen, ohne dazu per 

saldo Reserven einsetzen zu müssen. Zusam-

men standen in den genannten sechs Ländern 

Tilgungen von Notlagenkrediten im Umfang 

von 5 Mrd € zu Buche. Allerdings wären ins-

besondere in Thüringen rechnerisch noch deut-

lich größere Tilgungen möglich gewesen. Statt-

dessen stockte das Land offenbar Rücklagen 

auf.

Unverändert zum Vorjahr blieb der Bestand der 

Notlagenkredite in Berlin, Hessen, Mecklen-

burg-​Vorpommern und Rheinland-​Pfalz. Hessen 

hatte ebenfalls die Ausnahmeklausel der Schul-

denbremse aktiviert. Gemäß seiner Meldung 

übertraf das Land seine konjunkturbedingte 

Tilgungsverpflichtung, indem es konjunkturbe-

dingte Kredite tilgte und Mittel der Konjunktur-

ausgleichsrücklage zuführte.24) Rheinland-Pfalz 

hatte seine gesamten Notlagenkredite bereits 

im Jahr 2021 getilgt. Überschüsse flossen in 

Rücklagen.

Hoher Bestand an Notlagen-
krediten, der künftig zu tilgen 
ist

Die Schuldenbremse verlangt, dass die Länder 

für notlagenbedingte Kredite Tilgungspläne ver-

abschieden. Die Länder meldeten Ende 2022 

ein anstehendes Volumen von insgesamt 74 

Mrd € (880 € pro Kopf). Die bisher aufgelaufe-

nen Tilgungsverpflichtungen sind sehr unter-

schiedlich verteilt. Rheinland-​Pfalz verzeichnet 

keine ausstehenden Notlagenkredite mehr. Am 

höchsten sind diese im Saarland (3 640 €) und 

Vier weitere 
Länder nahmen 
weitere Not­
lagenkredite auf

Übrige Länder 
tilgten Not­
lagenkredite 
oder …

… nahmen 
keine neuen 
mehr auf

Ende 2022 stan­
den Notlagen­
kredite über 
74 Mrd € aus – 
Bremen und 
Berlin planen, 
Notlagenkredite 
erheblich aus­
zuweiten

Notlagen-Nettokreditaufnahme und 

überschlägiger Finanzierungsbedarf

der Länder 2022

Quellen: Statistisches Bundesamt, Angaben der Finanzministerien 
der Länder und eigene Berechnungen. 1 Vorjahresveränderung 
der  insgesamt  ausstehenden  Tilgungsverpflichtung  aus  Notla-
genkrediten. 2 Finanzierungssaldo von Kern- und Extrahaushal-
ten gemäß Finanzstatistik  (für  das Saarland ergänzt),  korrigiert 
um finanzielle Transaktionen und Konjunktureffekte gemäß Lan-
desangabe.

Deutsche Bundesbank

– 1 0 + 1 + 2 + 3

Tausend € pro Kopf

Schleswig-Holstein

Bremen

Mecklenburg-Vorp.

Baden-Württemberg

Brandenburg

Rheinland-Pfalz

Saarland

Niedersachsen

Hessen

Bayern

Hamburg

Sachsen

Thüringen

Berlin

Nordrhein-Westfalen

Sachsen-Anhalt

überschlägiger Finanzierungsbedarf 2)
Notlagen-Nettokreditaufnahme1)

24 Den relativ kleinen Differenzbetrag schrieb Hessen dem
Kontrollkonto gut.

Deutsche Bundesbank 
Monatsbericht 
Oktober 2023 
52



in Bremen (2 960 €). Bremen und Berlin planen, 

im laufenden Jahr weitere Notlagenkredite im 

Zusammenhang mit der Energiekrise aufzuneh-

men.25) Die Tilgungsbeträge pro Kopf würden 

dort erheblich um rund 4 400 € (Bremen) res-

pektive 1 300 € (Berlin) ansteigen. Auch die 

Tilgungszeiträume planen die Länder unter-

schiedlich lang. Sachsen will seine Notlagen-

kredite in sechs Schritten bis 2028 zurückzah-

len. Die Tilgungsphase in Nordrhein-​Westfalen 

erstreckt sich hingegen bis ins Jahr 2070 (vgl. 

das Schaubild auf S. 54).

Die Länder nutzten die Notlagenkredite in den 

Krisenjahren zu einem guten Teil nicht, um 

akute Bedarfe zu finanzieren. Vielmehr bildeten 

sie teils umfangreiche Reserven, die die Til-

gungslasten relativieren. Die Reserven können 

nun zur Tilgung genutzt werden. Entsprechend 

wäre diese Tilgungsverpflichtung auch nicht im 

Haushalt durch Maßnahmen an anderer Stelle 

zu erwirtschaften. Insgesamt übersteigt das 

Gesamtvolumen aller gemeldeten Reserven den 

bundesweit ausstehenden Tilgungsbetrag der 

Länder an Notlagenkrediten deutlich. Inwieweit 

diese Reserven bereits für konkrete Ausgaben 

gebunden sind, ist allerdings weitgehend offen. 

Die Pensionsvorsorge und die Konjunkturrück-

lagen werden hier als gebunden gewertet. 

Ohne sie gerechnet, würden die Reserven in 

den meisten Ländern die Tilgungsverpflichtun-

gen ganz oder weitgehend abdecken (siehe 

Schaubild auf S. 57). Falls die Länder Reserven 

aus Notlagenkrediten nutzen, um Lücken in 

ihren Budgets zu schließen, verschieben sie 

Finanzierungslasten in die Zukunft. Naheliegend 

wäre stattdessen, Reserven aus Notlagenkre-

diten für vorgezogene Tilgungen einzusetzen. 

So machten es im Berichtsjahr insbesondere 

Brandenburg und Schleswig-Holstein.

Akute Tilgungs­
lasten ange­
sichts hoher 
Reserven aber 
bisher begrenzt

Finanzierungsbedarf der Länder gemäß Bundesbank-Berechnung und Notlagenkredite 
im Jahr 2022

in € pro Kopf

Land

1
Finan-
zierungs -
saldo  
gesamt1)

1a
davon:
Kern-
haus halte

1b
davon:
Extra-
haushalte

2
Finanzielle 
Trans-
aktionen2)

3
Kon-
junk tur -
kom po-
nente2)

4
Struktu-
reller 
Finan-
zierungs-
bedarf3)

= –1+2+3

5
Not-
lagen-
kre dit-
auf  -
nahme4)

6
Schätz-
wert für 
Reser-
vebil-
dung5) 

= 5–4 

7
Tilgungs-
volumen 
aus aus-
stehen-
den Not-
lagen-
krediten 
2020 – 
20222)

8
Über-
schlägige 
jährliche 
Tilgungs-
last aus 
Not-
lagenkre-
diten6)

Baden-Württemberg 181 252 –  71 2 40 –   139 –  84 55 641 29
Bayern 186 198 –  12 – – –   186 5 191 769 38
Brandenburg 1 76 –  75 –  66 433 367 – 394 – 761 613 20
Hessen 326 218 108 21 374 69 – –  69 559 31
Mecklenburg-
Vorpommern 224 246 –  22 – – –   224 – 224 1 751 88
Niedersachsen 258 311 –  53 6 153 –    99 –  63 36 765 31
Nordrhein-Westfalen – 234 –   245 10 – – 234 229 –   5 1 104 22
Rheinland-Pfalz 254 286 –  33 10 – 21 –   265 – 265 – –
Saarland 7) 699 – 2 416 – 565 0 838 139 3 033 2 894 3 639 121
Sachsen 433 426 7 – – –   433 100 532 683 114
Sachsen-Anhalt 363 430 –  67 0 503 139 –  12 – 151 1 043 47
Schleswig-Holstein 379 –   146 525 –  14 41 –   352 – 759 – 407 987 26
Thüringen 501 319 182 – – –   501 – 122 379 206 29
Berlin 406 201 205 – 174 – 25 –   605 – 605 8) 1 959 73
Bremen – 194 –   230 35 19 899 1 112 1 500 388 2 964 99
Hamburg 1 775 1 333 442 – 317 1 071 – 1 021 47 1 068 763 38

1 Quelle: Statistisches Bundesamt, Vierteljahresergebnisse inkl. Auslaufperiode. 2 Quelle: Finanzministerien der Länder. 3 Ohne Korrektur um 
Einmaleffekte, d. h. einschl. Corona- und Energie-Maßnahmen, und ohne die vorläufi ge Abrechnung des Länderfi nanzausgleichs. 4  Ver-
änderung von ausstehendem Tilgungsvolumen aus Notlagenkrediten von 2021 auf 2022. Ein negativer Wert zeigt Nettotilgungen an. 5 So-
fern die Netto-Notlagenkreditaufnahme null oder negativ ist, zeigt ein positiver Wert Reservebildung aus Überschüssen an. 6 Eigene Berech-
nung auf Basis von Tilgungsfristen gemäß Länderangaben. 7 Saldo korrigiert um innerstaatliche Darlehensvergabe ohne Gegenbuchung. 
8 Tilgungslast aus Notlagenkrediten enthält in Berlin auch konjunkturbedingte Lasten. Vgl. hierzu: Deutsche Bundesbank (2022a), S. 28.

Deutsche Bundesbank

25 Vgl.: Deutsche Bundesbank (2023a, 2023b). Auch Nord-
rhein-​Westfalens Landeshaushalt enthält eine nicht zu ver-
nachlässigende krisenbezogene Kreditermächtigung (5 
Mrd €).
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Schlussbetrachtung

Ausblick: Finanzpolitische 
Herausforderungen angehen

Im laufenden Jahr verschlechtern sich die Län-

derfinanzen stark – von einem sehr günstigen 

Niveau aus. Ein Defizit scheint möglich, wobei 

aber immer noch temporäre Belastungen zu 

Buche stehen. Dabei gingen die Einnahmen bis-

lang zurück, wohingegen die Ausgaben spürbar 

stiegen. Die Einnahmen dürften sich auch im 

Gesamtjahr schwach entwickeln, was nicht zu-

letzt auf dauerhaften Steuerentlastungen be-

ruht. Das Ausgabenwachstum dürfte sich kaum 

abschwächen, nicht zuletzt gestützt auf den 

Einsatz von Reserven.

Die Länder stehen vor finanzpolitischen Heraus-

forderungen. Spätestens im nächsten Jahr dürf-

ten sich die gestiegenen Preise auch stärker in 

den gewichtigen Personalausgaben nieder-

schlagen. Zudem dürfte das Wachstum des 

Produktionspotenzials gedämpft bleiben. Und 

es besteht Anpassungsbedarf durch die demo-

grafische Entwicklung und die Energiewende.26) 

Gleichzeitig sollen Bildung und Kinderbetreu-

ung erweitert und qualitativ verbessert werden. 

Des Weiteren ist beabsichtigt, Genehmigungs-

verfahren stark zu beschleunigen. Diese Vor-

haben erfordern zusätzliche Mittel und teils 

auch mehr eigenes Personal.

Letztlich kommt es für Bund, Länder und Ge-

meinden entscheidend darauf an, die Wirt-

schaftlichkeit ihrer Leistungen zu steigern. 

Hierzu kann die Digitalisierung einen wichtigen 

Beitrag leisten. Für die Wirtschaftlichkeit wäre 

zudem wichtig, konkrete Aufgaben samt der 

Finanzverantwortung klar einer einzelnen staat-

lichen Ebene zuzuordnen. Diese hätte dann 

einen stärkeren Anreiz, der Bevölkerung die 

nachgefragten Leistungen kostengünstig an-

zubieten. Der Föderalismus ließe sich stärker 

Im laufenden 
Jahr verschlech­
tern sich Finan­
zen stark

Perspektiven 
auch für die 
Länder mit 
beträchtlichen 
Herausforde­
rungen

Wirtschaftlich­
keit der Leistun­
gen stärken

Künftige jährliche Tilgungsverpflichtung aus Ausnahmeklauseln 2020 bis 2022

Quellen: Finanzministerien der Länder und eigene Berechnungen. Lesehilfe: Länder können Notlagenkredite schneller tilgen über höhe-
re Jahresbeträge. Alternativ können sie länger tilgen über geringere Jahresbeträge. Sachsen-Anhalt verteilt sein gesamtes Tilgungsvolu-
men von etwa 1 000 € pro Kopf auf 22 Jahre und tilgt jährlich knapp 50 € pro Kopf. Nordrhein-Westfalen streckt vegleichbares gesam-
tes Tilgungsvolumen auf 50 Jahre und tilgt dann jährlich nur etwa 20 € pro Kopf.
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26 Vgl.: Deutsche Bundesbank (2023c).
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Reservebestände der Länder zum Jahresende 2022

Die Schuldenbremse zielt in fast allen Län-

dern auf die Nettokreditaufnahme und be-

grenzt diese eng. Konjunkturelle Einfl üsse 

und fi nanzielle Transaktionen können dabei 

berücksichtigt werden. Abgesehen davon 

steht eine höhere Nettokreditaufnahme nur 

in Notlagen zur Verfügung. Für zusätzliche 

Handlungsspielräume außerhalb solcher 

Notlagen ist es erforderlich, dafür Mittel 

zurückzulegen. Die Länder können solche 

Reserven in vielfältiger Form bilden. Beson-

ders verbreitet sind Rücklagen im Kernhaus-

halt und in Sondervermögen.1) Dabei bilden 

Länder im Regelfall kein Kassenguthaben, 

sondern nehmen Kreditermächtigungen im 

Haushaltsvollzug nur formal in Anspruch. 

Spielräume zur Kreditaufnahme am Kapital-

markt heben die Länder auf diese Weise 

längerfristig auf (wohingegen formal nicht 

ausgeschöpfte Kreditermächtigungen relativ 

schnell verfallen). Zwar bestehen zumeist 

restriktive Vorgaben für den Einsatz der Re-

serven. Allerdings dürften die zurückgeleg-

ten Mittel bei Bedarf auch ad hoc mobilisier-

bar sein, gegebenenfalls über Gesetzes-

anpassungen. So entnahm Thüringen Ende 

2022 den gesamten Restbestand seines 

Pensionsfonds.2)

Es liegt weiterhin kein vollständiger Über-

blick zu diesen Reserven vor. Die hohe An-

zahl an Reservetöpfen bedingt, dass etwa 

Haushaltsrechnungen in diesem Bericht 

nicht ausgewertet werden können. Infor-

mationen zu den Reservebeständen sind 

wichtig, um die Lage der Länderfi nanzen 

besser einordnen zu können. Es ist daher zu 

empfehlen, dass der Stabilitätsrat für eine 

übersichtliche Datenlage sorgt.

Für diesen Bericht hat die Bundesbank die 

Länder nach ihren Reservebeständen zum 

Jahresende 2022 gefragt. Vergleichbare 

Auskünfte gaben die Länder zu ihren Be-

ständen an vorfi nanzierten Sondervermögen 

und Rücklagen. Lückenhaft blieben Anga-

ben zu anderen Formen der Übertragung 

von Kreditermächtigungen in Folgejahre. Des-

halb konnten solche Reserven hier nicht in 

den Vergleich einbezogen werden.

Die Länder meldeten einen Bestand von 128 

Mrd € in Rücklagen im Haushalt und in Son-

dervermögen. Es fehlen allerdings Informa-

tionen, welcher Anteil davon durch kon-

krete Maßnahmen gebunden ist. Vereinzelt 

sind Vorjahreswerte enthalten.

– Die gemeldeten allgemeinen Rücklagen 

beliefen sich Ende 2022 auf 33 Mrd € 

(400 € pro Kopf). Sie blieben damit per 

saldo unverändert zum Vorjahr, nicht zu-

letzt infolge von Umbuchungen in zweck-

gebundene Rücklagen. Besonders hoch 

sind die allgemeinen Rücklagen pro Kopf 

in Hamburg und Mecklenburg- Vorpom-

mern (1 960 € bzw. 1 460 €). Das Saar-

land, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Hol-

stein wiesen keine allgemeinen Rücklagen 

aus, möglicherweise infolge enger recht-

licher Vorgaben im Zusammenhang mit 

Kreditfi nanzierungen.

–  Die Konjunkturausgleichsrücklagen stie-

gen sehr stark auf 11 Mrd €. Der Zuwachs 

basierte im Wesentlichen auf höheren Be-

ständen in Hamburg und Hessen. Auch 

1 Zu anderen Formen der längerfristigen Übertragung 
von Kreditermächtigungen in Folgejahre vgl.: Deut-
sche Bundesbank (2022a), S. 27.
2 Dies bedeutete, dass der Thüringer Landeshaushalt 
einmalig um 70 € pro Kopf entlastet wurde. Nordrhein- 
Westfalen entwarf jüngst ein Gesetz, das die bisherigen 
Zuführungen an den Pensionsfonds aus dem Kern-
haushalt beendet. Zinserträge des Fonds sollen den 
Kernhaushalt entlasten. Der Landeshaushalt soll so um 
30 € pro Kopf entlastet werden. Vgl.: Landtag Nord-
rhein-Westfalen (2023).
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Bremen stockte deutlich auf. Soweit diese 

Rücklagen auf einer über den Zyklus sym-

metrischen Konjunkturbereinigung grün-

den, vermitteln sie keinen Gestaltungs-

spielraum. Sie können im weiteren Verlauf 

nur konjunkturbedingte Haushaltsbelas-

tungen ausgleichen.

– Rücklagen mit Coronabezug stiegen auf 

17 Mrd €, offenbar vor allem durch Um-

buchungen. Den höchsten Pro- Kopf- Wert 

hatte Berlin (920 €, im Vorjahr Teil der all-

gemeinen Rücklage) gefolgt von Sachsen- 

Anhalt (680 €). Letzteres hatte sein Co-

rona- Sondervermögen erst Ende 2021 mit 

Krediten aus dem Kernhaushalt befüllt. 

2022 hatte das Land ein Viertel des Be-

stands verbraucht.

– Die Reserven in vorfi nanzierten Extrahaus-

halten für Investitionen blieben im Länder-

aggregat unverändert bei rund 7 Mrd €. 

In Sachsen wurden Mittel aus einer sol-

chen Reserve entnommen. In Schleswig-

Holstein wurden in einem ähnlichen Um-

fang Mittel aufgestockt.

– Die Beamtenversorgung belastet die Län-

derhaushalte erheblich, vor allem in den 

westdeutschen Ländern. Viele Länder 

stocken ihre dafür über viele Jahre ange-

legten Reserven weiter auf. So stellt die 

Pensionsvorsorge den größten Posten 

unter den Reserven dar. Der gemeldete 

Bestand (50 Mrd €) veränderte sich aber 

nur wenig. Einige Länder griffen – anders 

als der Bund – bereits auf ihre Pensions-

vorsorgebestände zurück. Zudem dürften 

– wie beim Bund – zinsanstiegsbedingte 

Kursverluste von Anleihen die Vorsorgebe-

stände deutlich belastet haben. Sachsen 

verfügt mit 2 510 € pro Kopf über die mit 

großem Abstand höchste Vorsorge.

– Die sonstigen Rücklagen der Länder stie-

gen auf 8 Mrd €. Die Bundesbank hat 

dabei die nicht konsolidierte Darlehens-

vergabe über 3½ Mrd € von Extrahaus-

halten im Saarland (siehe hierzu S.  43) 

hierunter gezählt. Ausschlaggebend hier-

für war, dass diese Buchungen vor allem 

dazu dienten, den Transformationsfonds 

zu befüllen. Schleswig- Holstein setzte 2½ 

Mrd € aus diesen sonstigen Rücklagen 

ein, um Notlagenkredite zu tilgen. Etwa 

noch einmal so viel wurde nun spezifi sch 

zugeordnet und entfi el damit bei den 

sonstigen Rücklagen.
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dazu nutzen, „Best Practices“ zu entwickeln. 

Naheliegend wäre es dafür etwa, Kosten und 

Ertrag konkreter öffentlicher Leistungen ein-

gehender zwischen den Ländern zu vergleichen. 

Ziel sollte sein, Effizienzpotenziale aufzudecken 

und konsequent zu nutzen. In anderen Be-

reichen kann hingegen ein bundeseinheitlicher 

Ansatz Vorteile haben. Wenn dabei etwa wie 

bei der Digitalisierung schnelle Entscheidungen 

angestrebt und kostspielige Doppelarbeiten ver-

mieden werden sollen, spricht viel für mehr 

Kompetenzen des Bundes.

Notlagenkredite sollten klaren 
Krisenbezug haben

Die Schuldenbremsen erlauben aus gutem 

Grund, zusätzliche Kredite aufzunehmen, wenn 

eine Notlage dies erfordert. So ist nachvollzieh-

bar, dass die Länder im Zuge der Corona-​Pan-

demie die Ausnahmeklauseln aktivierten. Aller-

dings sollten die Ausnahmeklauseln nicht ge-

nutzt werden, um absehbare längerfristige 

strukturelle Finanzierungsbedarfe abzudecken. 

Dabei ist es kein Selbstzweck, die Kreditfinan-

zierung eng zu begrenzen. Vielmehr hilft eine 

solche Begrenzung den einzelnen Einheiten, 

ihre autonome finanzpolitische Gestaltungs-

fähigkeit zu erhalten – auch im Falle steigender 

Zinsen. Deshalb ist es wichtig, Notlagenkredite 

nur zu nutzen, um die konkrete Krise gezielt zu 

bewältigen. Eine bindende und wirksame Schul-

denbremse ist wichtig. Sie schützt vor stark 

steigenden Zinslasten und erhält die Finanz-

politik langfristig handlungsfähig. Das schließt 

stabilitätsorientierte Reformen der Schulden-

bremse nicht aus.27)

Oft ist nicht vorhersehbar, wie sich Notlagen 

entwickeln, und finanzpolitische Gegenmaß-

nahmen müssen schnell möglich sein. Daher 

erscheint ein breiter Handlungsrahmen mitunter 

angemessen, um für etwaige Verschärfungen 

Bindende Fiskal­
regeln kein 
Selbstzweck, 
sondern sichern 
Handlungsfähig­
keit der Finanz­
politik

Notlagenkredite 
dazu nutzen, 
akuten Finanzie­
rungsbedarf zur 
Überwindung 
der Krise zu 
decken

Relation von Reserven*) zu ausstehenden Tilgungen aus Notlagenkrediten

Quellen: Finanzministerien der Länder und eigene Berechnungen. * Reserven inklusive Corona-Reserven und exklusive Pensionsvorsorgen 
sowie Konjunkturausgleichsrücklagen. 1 Relation von Reserven zu insgesamt ausstehenden Tilgungen aus Notlagenkrediten Ende 2022. 
2 Keine Deckungsquote ausgewiesen, da Rheinland-Pfalz bereits alle Notlagenkredite getilgt hat. 3 Darlehensvergabe von Extrahaushal-
ten ohne Gegenbuchung wurde als Reservebildung zugesetzt.
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27 Vgl.: Deutsche Bundesbank (2022b).
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vorzusorgen. Dabei kann es passieren, dass Er-

mächtigungen für Notlagenkredite zu groß-

zügig bemessen waren. Es erscheint aber nicht 

naheliegend, übrig gebliebene Spielräume aus 

Notlagenkrediten als Reserven für künftige 

Jahre aufzuheben. Vielmehr kann das Parlament 

bedarfsweise die Ausnahmeklausel ein weiteres 

Jahr aktivieren, sofern die Notlage fortbesteht. 

Zugleich kann es dann die konkreten jährlichen 

Maßnahmen zur Krisenbekämpfung bestim-

men.

Tatsächlich bildeten viele Länder Reserven aus 

Notlagenkrediten. Diese sollen dann offenbar 

strukturelle Vorhaben finanzieren, auch nach-

dem die Krise überwunden ist. Zwar führten 

einige Länder Reserven mittlerweile wieder zu-

rück, andere Länder stockten sie aber noch auf.

Das Saarland und Bremen erhalten Hilfen des 

Bundes, um ihre Schuldenbremse einzuhalten. 

Denn ihre hohen Schulden ließen es kaum 

möglich erscheinen, dass sie dies eigenständig 

bewältigen. Die Hilfen sind teilweise daran ge-

bunden, dass die beiden Länder ihren Schulden-

stand zurückführen. Zuletzt nahmen sie Not-

lagenkredite nicht nur auf, um die Krisen akut 

abzuwehren. Vielmehr bilden sie mit weiteren 

Notlagenkrediten besonders umfangreiche Re-

serven. Damit sollen Ausgaben in künftigen 

Jahren finanziert werden. Ein Empfängerland 

von Sanierungshilfen kann einen besonderen 

Bedarf von neuen Schulden wegen einer Not-

lage geltend machen. Es ist dann insbesondere 

am Bundesministerium der Finanzen zu prüfen, 

inwieweit dies kompatibel mit den Verwal-

tungsvereinbarungen zu den Sanierungshilfen 

ist.28) Ergänzend ist es Aufgabe des Stabilitäts-

rates, bei einer drohenden zu hohen Schulden-

last ein geeignetes Sanierungsprogramm an-

zufordern.29)

Drei Leitgedanken würden –  im Sinne einer 

stringenten Schuldenbremse  – die späteren 

Lasten aus Zinsen und Tilgungen von Notlagen-

krediten begrenzen. Erstens: Noch vorhandene 

Reserven aus Corona-​Notlagenkrediten wären 

direkt zur Tilgung aufzulösen. Denn die Pande-

mie spielt fiskalisch keine wesentliche Rolle 

mehr. Zweitens: In der akuten Energiekrise er-

griff der Bund breite Stützungsmaßnahmen. 

Zusätzlicher Handlungsbedarf für die Länder 

wäre gründlich zu prüfen und gut zu begrün-

den. Absehbare längerfristige strukturelle Be-

darfe etwa im Zuge der Energiewende wären 

dagegen im regulären Rahmen zu finanzieren. 

Drittens: Reserven für Unvorhergesehenes 

wären im regulären Haushaltsprozess auf-

zubauen – also ohne Verschuldung über die 

Grenze der Schuldenbremsen hinaus.

Datenlage verbessern

Die Datenlage hat sich im Vergleich zu den 

letzten Jahren nicht verbessert:30) Die veröffent-

lichten Daten wurden für den Bericht mit 

hohem Aufwand ausgewertet – gleichwohl 

bleiben gewichtige Lücken. Dies gilt trotz der 

zusätzlichen Erkenntnisse, die Landesfinanz-

ministerien und Statistikämter beisteuerten. 

Hier besteht Handlungsbedarf. Dabei sollte es 

möglich sein, aussagekräftige Angaben auch 

für einzelne staatliche Aufgaben zur Verfügung 

zu stellen. Dies könnte es erleichtern, Effizienz-

reserven aufzudecken und die Kosten der staat-

lichen Leistungen enger zu begrenzen.31) Die 

Transparenz leidet außerdem daran, dass die 

Länder abgestimmte Verbuchungsregeln nicht 

einheitlich und konsequent anwenden. Zielfüh-

rend wäre zudem, wenn die Länder Planungen 

regelmäßig standardisiert aktualisierten. Dem-

entsprechend bleibt der Stabilitätsrat gefordert, 

aussagekräftige Informationen sicherzustellen 

und diese zeitnah öffentlich verfügbar zu 

machen.

Bislang aller-
dings oftmals  
breiterer Einsatz 
der Mittel aus 
Notlagenkre-
diten geplant

Besonders 
umfangreiche 
Notlagenkredite 
im Saarland und 
in Bremen bei 
Sanierungshilfen 
zum Teilabbau 
sehr hoher Alt-
schulden

Drei Leitgedan-
ken zum zweck-
gerichteten Ein-
satz von Not-
lagenkrediten

Stabilitätsrat 
sollte aussage-
kräftige und 
zeitnah verfüg-
bare Daten 
sicherstellen

28 Vgl. bspw. für Bremen: Bremische Bürgerschaft (2019).
29 Dabei erscheint das Frühwarnsystem grundsätzlich über-
prüfenswert. Vgl.: Deutsche Bundesbank (2011).
30 Vgl. ausführlicher zu den Schwächen der verwendeten 
Angaben: Deutsche Bundesbank (2019) sowie Unabhängi-
ger Beirat des Stabilitätsrates (2019), S. 19 – 21.
31 Vgl. eingehender zu Vorteilen aussagekräftiger Angaben 
zu staatlichen Leistungsangeboten: Deutsche Bundesbank 
(2020), S. 92.
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